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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 20. —— 


(Nr. 8941.) Geſetz, betreffend Abänderungen der kirchenpolitiſchen Geſetze. Vom 11. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, was folgt: 


Artikel 1. 
Die Verpflichtung der geiſtlichen Oberen zur Benennung des Kandidaten 
für ein geiſtliches Amt, ſowie das Einſpruchsrecht des Staates werden aufgehoben: 
1) für die Uebertragung von Seelſorgeämtern, deren Inhaber unbedingt 
abberufen werden dürfen, 
2) für die Anordnung einer Hülfsleiſtung oder einer Stellvertretung in 
einem geiſtlichen Amte, ſofern letztere nicht in der Beſtellung des Ver— 
weſers eines Pfarramts (Adminiſtrators, Proviſors ꝛc.) beſteht. 


Artikel 2. 
Die Zuſtändigkeit des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten 
zur Entſcheidung auf Berufungen gegen die Einſpruchserklärung des Oberpräfi- 
denten bei 
1) Uebertragung eines geiſtlichen Amts ($. 16 des Geſetzes vom 11. Mai 
1873, Geſetz-Samml. S. 191), 

2) Anſtellung als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disziplin bei kirch— 
lichen Anſtalten, welche der Vorbildung der Geiftlichen dienen ($. 12 
des Geſetzes vom 11. Mai 1873), 

3) Ausübung von biſchöflichen Rechten oder Verrichtungen in erledigten 
katholiſchen Bisthümern ($. 3 des Geſetzes vom 20. Mai 1874, Geſetz⸗ 
Samml. S. 135) 

wird aufgehoben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 17. Juli 1883. 


IN. © 


Die beiden letzten Abſätze des §. 16 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 
werden aufgehoben. 
Artikel 3. 


Die Vorſchrift des Artikel 5 im Geſetz vom 14. Juli 1880 (Geſetz⸗Samml. 
S. 285) wegen Straffreiheit der Vornahme geiftlicher Amtshandlungen in er⸗ 
ledigten oder ſolchen Pfarreien, deren Inhaber an der Ausübung des Amtes 
verhindert iſt, kommt für alle geiſtlichen Aemter, und ohne Rückſicht darauf, ob 
das Amt beſetzt iſt oder nicht, zur Anwendung. 


Artikel 4. 


Die Strafbeſtimmung des §. 4 im Geſetze vom 20. Mai 1874 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 135) findet nicht Anwendung auf die Vornahme einzelner Weihe⸗ 


handlungen, welche von ſtaatlich anerkannten Biſchöfen in erledigten Diözeſen 
vollzogen werden. 


Artikel 5. 


Die den Beſtimmungen der Artikel 1 und 2 dieſes Geſetzes entgegenſtehenden 
Vorſchriften der Geſetze vom 11. Mai 1873, vom 20. Mai 1874 und 21. Mai 
1874 (Geſetz-Samml. S. 139) werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Mainau, den 11. Juli 1883. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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